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Im Namen de s Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Kaufmann E; .P 
aus Saarbrücken, zur Zeit in dieser Sache dortselbst in Unter= 
suchungshaft, 
wegen Verbrechens gegen die §§ 2 ,  5 Abs.2 des Blutechutzgesetzes 

hat das Re tchsger tcht„ Dritter St rajeenat in der öffentlichen 
Sitzung vom 2„ August 1957. an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Präsident des Reichsger tchts Dr.Bumke 
und die Re ichsgerichtsräte .Dr„Gungerich, Dr.Contnx, 
.Der,Hartung und Dr.F†oeltch, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Landgerichtsrat Dr.Huyke, 

als Urkundsbeamter der GesdNäftsstellef 
der Sekretär KUklok, 

. 

auf die Revision des Angeklagten noch mündlicher Verhandlung 
nur Recht erkannt: 
Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts in S a a r = 

b r u c k e n vom 12. April 1957 wird verworfen; dem Beschwerde= 
Führer werden die Kosten des Hechtsmtttels auferlegt. 

Von Rechts weg en o 

Gründe. 

1 .  Zur Verfahrensruge. 
Ausweislteh des Eröffnungsbeschlusses w i r d  dem Angeklagten .nur 

Last g e l e g t ,  e i n  Verbrechen gegen d i e  §§ 2 und 5 Abs.2 Blutscho. be: 
gingen .zu haben. Er i s t  wegen eines solchen Verbrechens auch uerur= 

t e i l t  

| 

ı 
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teilt worden. Damit entfällt die Möglichkeit, daß ein Verstoß gegen 
den § 265 Abs.1 StPO. vorliegen könnte; denn diese Vorschrift bezieht 
sich nur auf eine Veränderung des fiechtltchen Oesichtspunktes„ 

Daß das Landgericht den Sachverhalt, der der Verurteilung zu Grunde 
liegt, tatsäehlích anders als der Eröffhungsbeschluß gewürdigt hat, 
notigte es nicht dazu, gemäß dem § 265 StPO. zu verfahren- In Betracht 
könnte höchstens ein Verstoß gegen den Abs.4 dortselbst kommen» Doch 
Gchetdet auch eine Verletzung dieser Vorschrift aus, da sieh nicht 

ôbchloge. sondern nur die Würdigung der - an sich im wesentlichen 
unverändert gebliebenen Ermtttlungsergebntese - geändert hat. Die 
Entscheidungen des Re ichsgeríchts„ die der Vertetdgter zu I der Re: 
uisíonsbegründung vom 15 . Hat 1957 anfahrt, beziehen sich durchweg 
auf Fälle, in denen sich der rechtliche Gesichtspunkt der Anklage 
geändert hatte; gerade das ist hier nicht der Fall. 

die 

2. Zur Sachruge. 
Was der Verteidiger zu II und III der Revisionsbegrundung vom 

15. Uni 1957 ausjuhr t, ist gegenstandslos. Ein Fall, wie er der Eht= 
Scheidung RGSt. Bd.7O $.575 Su Grunde liegt, kommt hier nicht in Be: 
tracht. Nach den Feststellungen der Strafkammer hat der Angeklagte 
mit der deutschblütigen Staatsangehörigen 8L__J bei :weg ver= 
schieden en Gelegenheiten den Betschloj ausgeführt. Diese Feststellung 
ist für das Revistonsgericht maßgebend. Fes der Beschwerdeführer' hier= 
gegen vorträgt , f ist in diesem Rechtszuge unbeochtltah. 

wenn die Strafkammer für die vorerwähnte Feststellung als Beweis= 
Grund die Tatsache mit verwertet, daß der Angeklagte außer mit der 

8 auch mit der deutsch blutigen Staatsangehörigen 
ol | - wenn auch vor dem 1. Harz 1956' in mindestens zehn 
füllen den Beischlaf ausgeübt hat „ so liegt darin kein Verstoß gegen 
das sog. ,Römische AbkOmmen' (Bek. u. 262 Februar 1935 RGBl.II S.l2l , 
125). Dabei kann es dahingestellt bleiben, ob dieses Abkommen im 
Falle S für den Angeklagten, wie die Strafkammer meint, 
~nur etwa die Bedeutung eines Strafifretheítsgesetzes'hat, oder, wie der 
Verteidiger ausführt, die Vorschriften des Blutschutegesetzes für die= 

Fall unanwendbar macht. Keine dieser beiden Ansichten könnte da: 
zu fuhren, in dem Römischen Abkommen ein Hindernis dafür zu sehen. 
jene Tatsache als Beweisanzctchen für ein Strafverfahren zu verwerten› 
das nicht unter das Römische Abkommen fallt. 

Sen 
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Auch der Strajbusspruch ist nicht zu beanstanden„ Namentlich 
bedeutet es keinen Verstoß gegen das Römische Abkommen daß die Strajı 
Kammer. die Tatsache, daß der Angeklagte auch im Falle 
nach dem Erlaß des Bflutschutzgesetzes mit einer deutschblutigen Staats= 
ongehörígen Geschlechts verkehr gehabt hat, für den gegenwärtigen Fall 
strafscharfend in Betracht ::ehtQ Damit wird der Angeklagte nicht 
wegen des Falles S , sondern nur wegen der Tat bestraf t ,  
die in der gegenwär tigen Sache zur Aburteilung steht„ ES ist nicht 
ausgeschlossen, bei der St rafbemessung für eine bestimmte Tat frühere 

- wenn auch nicht straj~ ~are, so doch den sittlichen Anschauungen der 
Volksgemetnschaj~ wtdersprechende- Vorkommnisse derselben oder ahnlí= 
eher Art strajSchärfend in Betracht zu ziehen. 

Auch sonst hat die Nachprüfung, die das Revísionsger acht gemäß 
dem § 352 StPO. auf die Sochruge hin vorzunehmen hat. keinen Rechts: 
Fehler aufgedeckt, der dazu führen könnte, das angefochtene Urteil 

aufzuheben oder zu ändern, 
geh.: Bumke. Gurıgerich _ Coninx„ 

Ha rtuna o Froel ich . 
H fi Ü - _  


